
Urteil des Bundesgerichts 4A_496/2024 vom 5. Februar 2025 

Rechtsmissbräuchliches Verhalten im Zusammenhang mit einem Kauf- und Ver-

kaufsversprechen  

Das Bundesgericht setzt sich in seinem Urteil 4A_496/2024 vom 5. Februar 2025 mit 

den Anforderungen an den Rechtsmissbrauch nach Art. 2 Abs. 2 ZGB im Zusammen-

hang mit einem Kauf- und Verkaufsversprechen auseinander. 

Der Sachverhalt 

Am 15. April 2014 schloss die Erbengemeinschaft (bestehend aus CB, D und DB) mit 

dem mittlerweile verstorbenen D, Inhaber der Einzelfirma E, und C ein Kauf- und Ver-

kaufsversprechen betreffend das Grundstück nArt. z ab.  

Am 16. Juli 2014 vereinbarte die Erbengemeinschaft mit D und C ein Kauf- und Ver-

kaufsversprechen betreffend das Grundstück nArt. w. Es wurde vereinbart, dass der 

definitive Kaufvertrag nicht vor Erhalt der definitiven und vollstreckbaren Baubewilli-

gung abgeschlossen wird, wobei die Verkäuferschaft das Gesuch um Abschluss des 

Kaufvertrags spätestens bis 15. Februar 2020 stellen müsse. 

Auf Gesuch von D und C erliess der Präsident des Zivilgerichts des Sensebezirks am 

2. Mai 2017 eine vorsorgliche Verfügungsbeschränkung betreffend die Grundstücke 

und setzte den Gesuchstellern Frist zur Einreichung der Klage in der Hauptsache. 

Am 8. Januar 2021 beantragte C mit Teilklage, die Erbengemeinschaft B und DB (Be-

klagte) seien zu verpflichten, das Grundstück nArt. w gemäss Kauf- und Verkaufsver-

sprechen vom 16. Juli 2014 zu begründen und im Grundbuch eintragen zu lassen. Mit 

Urteil vom 5. Februar wies das Zivilgericht des Sensebezirks die Teilklage vom 8. Ja-

nuar 2021 ab, soweit es darauf eintrat. Die negative Feststellungswiderklage vom 21. 

Mai 2021 hiess es insoweit gut, als es feststellte, dass das Kauf- und Verkaufsverspre-

chen vom 16. Juli 2014 wegen Zeitablaufs keine Wirkung mehr entfaltet. Eine Berufung 

der Klägerin wies das Kantonsgericht Freiburg am 5. August 2024 ab. Eine dagegen 

erhobene Berufung wurde abgewiesen.  

Erwägungen des Bundesgerichts 

2.1. Im Zentrum des vorliegenden Rechtsstreits steht das Kauf- und Verkaufsverspre-

chen vom 16. Juli 2014. In dessen Ziffer II. 1 vereinbarten die Parteien was folgt: 

"Cette promesse de contracter s'annulera par la conclusion du contrat de vente défini-

tif, qui sera signé dans les deux mois dès la demande de la venderesse, mais pas 

avant l'obtention du permis de construire définitif et exécutoire; la requête de la ven-

deresse doit être adressée aux acquéreurs au plus tard le 15 février 2020. En cas de 
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non-obtention du permis de construire, pour une raison non imputable aux acquéreurs, 

les parties seront libérées de leurs engagements, l'Hoirie B s'engageant à rembourser 

l'acompte de CHF 50'000.-- reçu de E, D et à payer à F Sàrl les travaux d'aménage-

ment mentionnés ci-dessus."  

Sodann vereinbarten die Parteien in Ziffer II. 3:  

"Par la présente, la venderesse autorise les acquéreurs à entreprendre, à leurs frais, 

toutes les démarches nécessaires en vue de l'obtention du permis de construire." 

2.2.1. Die Erstinstanz hatte erwogen, das Kauf- und Verkaufsversprechen vom 16. Juli 

2014 sei spätestens am 15. Februar 2020 abgelaufen, da zu diesem Zeitpunkt keine 

Baubewilligung vorgelegen habe. […] 

2.2.2. Sodann hatte die Erstinstanz erwogen, das Kauf- und Verkaufsversprechen vom 

16. Juli 2014 sei gemäss Ziffer II. 1 erloschen, weil bis am 15. Februar 2020 keine 

Baubewilligung vorgelegen habe. […] 

[Der Vorwurf des Rechtsmissbrauchs nach Art. 2 Abs. 2 ZGB setzt konkrete An-

haltspunkte für ein widersprüchliches Verhalten voraus, welches berechtigte Er-

wartungen enttäuscht] 

3.1. Bereits im Berufungsverfahren machte die Beschwerdeführerin geltend, spätes-

tens seit März 2017 sei klar gewesen, dass die Beschwerdegegnerinnen dem Bauge-

such nicht zustimmen würden (…). Der Beschwerdeführerin könne nicht vorgeworfen 

werden, dass sie kein Baugesuch eingereicht habe. Vielmehr hätten die Beschwerde-

gegnerinnen spätestens seit Frühling 2017 schuldhaft verhindert, dass die Beschwer-

deführerin rechtzeitig eine Baubewilligung erhalte. 

3.2. Nach Art. 2 ZGB hat jedermann in der Ausübung seiner Rechte und in der Erfül-

lung seiner Pflichten nach Treu und Glauben zu handeln (Abs. 1). Der offenbare Miss-

brauch eines Rechts findet keinen Rechtsschutz (Abs. 2). (…) 

Die Geltendmachung eines Rechts ist missbräuchlich, wenn sie im Widerspruch zu 

einem früheren Verhalten steht und dadurch erweckte berechtigte Erwartungen ent-

täuscht (BGE 143 III 666 E. 4.2; 140 III 481 E. 2.3.2; 138 III 401 E. 2.2; 130 III 113 

E. 4.2; 129 III 493 E. 5.1; 125 III 257 E. 2a; vgl. auch BGE 137 III 208 E. 2.5; 135 III 

162 E. 3.3.1; 133 I 149 E. 3.3; je mit Hinweisen). Widersprüchliches Verhalten kann 

ohne Enttäuschung berechtigter Erwartungen auch in einer gegenwärtigen, in sich völ-

lig unvereinbaren und darum widersprüchlichen Verhaltensweise gesehen werden 

(BGE 143 III 666 E. 4.2; 138 III 401 E. 2.2). Dabei ist zu beachten, dass Art. 2 

Abs. 2 ZGB nicht allgemein für bestimmte Arten von Fällen die Bestimmungen des Zi-

vilrechts ausser Kraft setzt, sondern das Gericht bloss anweist, den besonderen Um-

ständen des Einzelfalls Rechnung zu tragen. Die Norm dient als korrigierender "Not-

behelf" für die Fälle, in denen formales Recht zu materiell krassem Unrecht führen 

würde (BGE 134 III 52 E. 2.1). Rechtsmissbrauch ist restriktiv anzunehmen (BGE 143 
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III 666 E. 4.2; 143 III 279 E. 3.1; 139 III 24 E. 3.3; 135 III 162 E. 3.3.1). Einen Grundsatz 

der Gebundenheit an das eigene Handeln gibt es nicht. Vielmehr ist in einem Wider-

spruch zu früherem Verhalten nur dann ein Verstoss gegen Treu und Glauben zu er-

blicken, wenn dieses ein schutzwürdiges Vertrauen begründet hat, das durch die 

neuen Handlungen enttäuscht wird (BGE 125 III 257 E. 2a mit Hinweisen). 

[Die unzulängliche Argumentation der Beschwerdeführerin] 

4.4. Die Parteien vereinbarten in Ziffer II. 3 des Kauf- und Verkaufsversprechens vom 

16. Juli 2014: "Par la présente, la venderesse autorise les acquéreurs à entreprendre, 

à leurs frais, toutes les démarches nécessaires en vue de l'obtention du permis de 

construire." Aus dieser Klausel schloss die Vorinstanz, dass die Käuferschaft ermäch-

tigt worden sei, auf eigene Kosten sämtliche Schritte zu unternehmen, die notwendig 

sind, um die Baubewilligung zu erhalten. Dies ist nicht zu beanstanden. Die Beschwer-

deführerin legt auch vor Bundesgericht nicht dar, weshalb sie nicht zur Einholung einer 

Baubewilligung ermächtigt gewesen sein soll.  

Die Vorinstanz hielt in diesem Zusammenhang zutreffend fest, dass die Grundsätze 

betreffend Doppelvertretung der Einholung einer Baubewilligung nicht im Weg stan-

den. Denn eine Doppelvertretung kann zulässig sein, wenn hierfür eine besondere Er-

mächtigung vorliegt. Nach herrschender Lehre und ständiger Rechtsprechung des 

Bundesgerichts ist das Kontrahieren eines Vertreters mit sich selbst grundsätzlich un-

zulässig, es sei denn, der Vertretene habe den Vertreter zum Vertragsabschluss mit 

sich selbst besonders ermächtigt (BGE 144 III 388 E. 5.1 mit zahlreichen Hinweisen). 

Letztlich konnte die Vorinstanz aber offen lassen, ob Ziffer II. 3 des Kauf- und Verkaufs-

versprechens vom 16. Juli 2014 diesbezüglich genügt. Denn ein rechtsmissbräuchli-

ches Verhalten der Beschwerdegegnerinnen ist ohnehin nicht dargetan. Es ist unbe-

stritten, dass nie ein Baugesuch eingereicht wurde. Im Übrigen begnügt sich die Be-

schwerdeführerin auch vor Bundesgericht mit pauschalen Behauptungen, dass es un-

zumutbar gewesen sei, die Unterschriften einzuholen, und dass die Beschwerdegeg-

nerinnen wohl Einsprache gegen das Baugesuch erhoben hätten. 

4.5. Weiter trägt die Beschwerdeführerin vor, auf die Teilklage sei einzutreten und sie 

sei gutzuheissen. Denn es sei festzustellen, dass die Frist vom 15. Februar 2020 we-

gen missbräuchlichen Verhaltens der Beschwerdegegnerinnen hinfällig sei. Damit 

stützt sich die Beschwerdeführerin auf eine falsche Prämisse. Denn wie gezeigt wurde, 

hat sie nicht hinreichend dargelegt, dass die Vorinstanz in Willkür verfallen wäre oder 

sonst Bundesrecht verletzt hätte, indem sie ein rechtsmissbräuchliches Verhalten der 

Beschwerdegegnerinnen verneinte und zum Schluss gelangte, das Kauf- und Ver-

kaufsversprechen vom 16. Juli 2014 entfalte wegen Zeitablaufs keine Wirkung mehr.   
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Bemerkungen 

Dem Urteil 4A_496/2024 vom 5. Februar 2025 liegt ein vielschichtiger Sachverhalt 

rund um die Auslegung eines Kauf- und Verkaufsversprechens zu Grunde, der hier nur 

unvollständig und auszugsweise wiedergegeben wird. Das Urteil ruft in Erinnerung, 

dass die Hürden für die Geltendmachung eines Rechtsmissbrauchs nach Art. 2 

Abs. 2 ZGB hoch sind. Das Bundesgericht betonte, dass die Annahme eines Rechts-

missbrauchs nur restriktiv erfolgen darf. Wer sich auf einen Rechtsmissbrauch beruft, 

muss diesen substantiiert und konkret darlegen und auch überzeugend nachweisen. 

Vorliegend bestätigte das Bundesgericht die Erwägung der Vorinstanz, wonach das 

Kauf- und Verkaufsversprechen vom 16. Juli 2014 mangels Einhaltung der vertragli-

chen Frist zur Einholung der Baubewilligung bis zum 15. Februar 2020 erloschen ist. 

Die Argumentation der Beschwerdeführerin, die Frist sei ungültig bzw. müsse zufolge 

missbräuchlichem Verhaltens der Gegenpartei nicht eingehalten werden, erwies sich 

als unbegründet. Das Bundesgericht stellte fest, dass die Beschwerdeführerin zur Ein-

holung einer Baubewilligung befugt gewesen war und sie in diesem Zusammenhang 

kein rechtsmissbräuchliches Verhalten der Beschwerdegegner darlegen konnte. Die 

Behauptung der Beschwerdeführerin, die Beschwerdegegner hätten den rechtzeitigen 

Erhalt einer Baubewilligung verhindert, verfing nicht. Dies erscheint insofern nachvoll-

ziehbar, als offenbar nie ein Baugesuch eingereicht worden war. 

(Beitrag von Dr. Daniel Wuffli und MLaw Paloma Steffen) 


